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II.
Wahl der Direktoren und Richter

§3

(1) Die Wahl der Direktoren und Richter der Kreis­
gerichte erfolgt gemäß den Bestimmungen der §§ 51 
und 52 des Gerichtsverfassungsgesetzes vom 17. April 
1963 (GBl. I S. 45).

(2) Soweit sich aus der Wahlordnung keine weiteren 
Anforderungen ergeben, wird die Vorbereitung und 
Durchführung der Wahl sowie die Feststellung des 
Wahlergebnisses nach der für die Beschlußfassung des 
Kreistages, der Stadtverordnetenversammlung bzw. 
Stadtbezirksversammlung geltenden Geschäftsordnung 
bestimmt.

§4

Die Anzahl der für jedes Kreisgericht zu wählenden 
Richter wird durch gesonderte Anordnung des Mini­
sters der Justiz festgelegt.

§5
•

Die Vorschläge für die Wahl der Direktoren und 
Richter der Kreisgerichte werden vom Minister der 
Justiz im Einvernehmen mit den Kreisausschüssen der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland und - 
für die Richter der Kammern für Arbeitsiechtssachen 
der Kreisgerichte im Einvernehmen mit den Kreis­
vorständen des FDGB beim Rat des Kreises,. Rat der 
Stadt bzw. Rat des Stadtbezirkes eingereicht.

§ 6

(1) Die Wahl erfolgt durch Abstimmung des Kreis­
tages, der Stadtverordnetenversammlung bzw. der 
Stadtbezirksversammlung über den Vorschlag für den 
Direktor und durch Abstimmung über die einzelnen 
Vorschläge für die Richter.

(2) Die gewählten Richter sind durch den Kreistag 
unmittelbar nach ihrer Wahl gemäß § 47 des Ge­
richtsverfassungsgesetzes und seiner Ersten Durchfüh­
rungsverordnung vom 8. Juni 1963 (GBl. II S. 385) 
zu verpflichten.

§7

(1) Die Bestätigung der Wahl des Direktors und der 
Richter des Kreisgerichts ist vom Vorsitzenden des 
Rates des Kreises über das Bezirkswahlbüro dem Mi­
nister der Justiz zu übersenden.

(2) Die Richter erhalten über ihre Wahl eine Ur­
kunde ausgehändigt.

III.
Wahl der Schöffen

§ 8

Die Wahl der Schöffen erfolgt entsprechend den Be­
stimmungen der §§ 64 und 65 des Gerichtsverfassungs­
gesetzes.

§9

Der Minister der Justiz legt die Schlüsselzahlen für 
die vorzuschlagenden Kandidaten durch eine geson­
derte Anordnung fest.

§10

Als Kandidaten für die Wahl als Schöffe des Kreis­
gerichts sind durch die Parteien und Massenorgani­
sationen Bürger vorzuschlagen, die die gesetzlichen 
Voraussetzungen des § 63 Abs. 1 des Gerichtsverfas­
sungsgesetzes erfüllen und im Zuständigkeitsbereich 
des Kreisgerichts wohnen oder arbeiten. Bürger, die 
besonderen beruflichen, gesellschaftlichen oder persön­
lichen Belastungen unterliegen, sollen nur dann vor­
geschlagen werden, wenn erwartet werden kann, daß 
sie das Schöffenamt voll ausfüllen können.

§11

(1) Die schriftlichen Wahlvorschläge der Parteien 
und Massenorganisationen haben zur Person des Kan­
didaten folgende Angaben zu enthalten:
— Familiennamen und Vornamen, Geburtstag und 

-ort, Wohnanschrift, Beruf, ausgeübte Tätigkeit, 
Arbeitsstelle und Zugehörigkeit zu einer Partei 
und zu Massenorganisationen

— eine kurze Begründung für die Kandidatur durch 
die vorschlagende Partei oder Massenorganisation

— die schriftliche Erklärung des Kandidaten, daß er 
zur Ausübung der Schöffentätigkeit bereit ist

— die Bestätigung des Rates der Gemeinde, der Stadt 
oder des Stadtbezirkes, daß die gesetzlichen Voraus­
setzungen für die Wahl des Kandidaten vorliegen.

(2) Die Wahlvorschläge sind dem Kreisausschuß der 
Nationalen Front des demokratischen Deutschland und
— soweit es sich um Wahlvorschläge für Schöffen- für 
Arbeitsrechtssachen handelt — dem Kreisvorstand des 
FDGB zuzuleiten.

§12

(1) Der Kreisausschuß der Nationalen Front des 
demokratischen Deutschland und der Kreisvorstand 
des FDGB prüfen, ob für alle Kandidaten die gesetz­
lichen Voraussetzungen für die Wahl vorliegen.

(2) Führt die Prüfung der Wahlvorschläge zur Ab­
lehnung von Kandidaten, werden vom Kreisausschuß 
der Nationalen Front des demokratischen Deutschland 
bzw. vom Kreisvorstand des FDGB neue Kandidaten 
benannt. Das gilt entsprechend, soweit Kandidaten 
auf Grund von Einwendungen aus der Bevölkerung 
ausscheiden.

(3) Nach erfolgter Prüfung werden die Wahlvcr- 
schläge in Vorschlagslisten zusammengefaßt, die bis 
zum 13. Februar 1970 beim Kreiswahlbüro einzureichen 
sind.

(4) In den Vorschlagslisten sind die Angaben zur 
Person der Kandidaten aufzunehmen.

§13

(1) Das Kreiswahlbüro legt die Kandidatenliste für 
die Schöffen zur öffentlichen Einsichtnahme beim Rat 
des Kreises, beim Kreisausschuß der Nationalen Front


